Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1903 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Hödierl, Lemmrich, Sdimitt (Lock- 
weiler), Gewandt, Engelsberger, Vehar und Genossen 


betr. Tarif politik 


Der Bundesminister für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen hat sich in den letzten Monaten mit besonderem 
Nachdruck für eine kosten- und marktgerechte Preispolitik bei 
der Deutschen Bundesbahn ausgesprochen. So hat er vor dem 
Deutschen Bundestag am 10. Februar 1971 ausgeführt: „Wenn 
man die wirtschaftliche Eigenständigkeit eines solchen Unter- 
nehmens will, muß man auch dafür sorgen, daß es in der Lage 
ist, dann, wenn die Kosten gestiegen sind, statt sich an den Staat 
zu wenden und den Deutschen Bundestag darüber debattieren 
zu lassen, wie die Liquidität hergestellt werden kann, sich die 
Liquidität dort zu holen, wo sie sich jedes Unternehmen, das 
gesund bleiben will, holt, nämlich auf dem Markt, und zwar 
durch eine Anpassung der Preise." 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Bringt diese Aussage die Auffassung der Bundesregierung 
zum Ausdruck, und gilt sie insbesondere auch für Unterneh- 
men, die an administrative Preise gebunden sind? 

2. Aus welchen betriebswirtschaftlichen Kriterien ist im ein- 
zelnen zu entnehmen, daß die Bundesregierung diese Aus- 
sage zur Grundlage ihrer Entscheidung bei der Erhöhung 
der Postgebühren gemacht hat? 

3. Hält die Bundesregierung die beschlossenen Tariferhöhun- 
gen bei der Deutschen Bundesbahn für markt- und kosten- 
gerecht? 

4. Hält die Bundesregierung die Tarifanträge des Güterkraft- 
verkehrs und der Binnenschiffahrt für markt- und kosten- 
gerecht? 
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5. Wird die Bundesregierung bei ihrer Entscheidung über die 
Tarif anträge des Güterkraftverkehrs und der Binnenschiff- 
fahrt einen Abbau des Tarifgefälles zwischen der Deutschen 
Bundesbahn und den konkurrierenden Verkehrsuntemeh- 
men in Kauf nehmen, selbst auf die Gefahr hin, daß die von 
der Bundesregierung betriebene Politik der Verlagerung 
von Güterverkehr auf die Schiene in Frage gestellt wird? 
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